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Überleitung der Bediensteten 

Beamte 

§ 9. (1) Für die in Abs. 2 angeführten Beamten wird bei der Versicherungsanstalt die Dienststelle 
„Amt für Bundespensionen“ eingerichtet. Das Amt für Bundespensionen ist Dienstbehörde erster Instanz 
für die nach Abs. 2 zur dauernden Dienstleistung zugewiesenen Beamten. Zum 31. Dezember 2006 
anhängige Dienstrechtsverfahren sind vom Amt für Bundespensionen fortzuführen. Über Berufungen 
gegen Bescheide in dienstrechtlichen Angelegenheiten dieser Beamten entscheidet der Bundesminister 
für Finanzen. Das Amt für Bundespensionen ist dem Bundesministerium für Finanzen unmittelbar 
nachgeordnet und wird vom leitenden Angestellten gemäß § 159 B-KUVG geleitet, der in dieser Funktion 
ausschließlich an die Weisungen des Bundesministers für Finanzen gebunden ist. 

(2) Beamte des Bundes, die am 31. Dezember 2006 im Planstellenbereich „Bundespensionsamt“ 
ernannt sind, gehören ab 1. Jänner 2007 für die Dauer ihres Dienststandes der Dienststelle „Amt für 
Bundespensionen“ an und sind der Versicherungsanstalt zur dauernden Dienstleistung zugewiesen. Die 
dem Planstellenbereich „Bundespensionsamt“ zum 31. Dezember 2006 aus einem anderen 
Planstellenbereich dienstzugeteilten Bundesbeamten gelten ab 1. Jänner 2007 als dem Amt für 
Bundespensionen dienstzugeteilt. 

(3) Die gemäß Abs. 2 der Versicherungsanstalt zur dauernden Dienstleistung zugewiesenen Beamten 
haben, wenn sie spätestens zum 31. Dezember 2011 ihren Austritt aus dem Bundesdienst erklären, mit 
Wirksamkeit von dem dem Austritt folgenden Monatsersten Anspruch auf Aufnahme in ein 
Dienstverhältnis zur Versicherungsanstalt nach den zu diesem Zeitpunkt für neu eintretende 
Arbeitnehmer geltenden Regelungen. Die beim Bund verbrachte Dienstzeit ist dabei nach Maßgabe dieser 
Regelungen für alle zeitabhängigen Ansprüche anzurechnen. 

(4) Für die Beamten nach Abs. 2 hat die Versicherungsanstalt dem Bund den gesamten 
Aktivitätsaufwand samt Nebenkosten zu ersetzen und monatlich einen Beitrag zur Deckung des 
Pensionsaufwandes zu leisten. Dieser Beitrag beträgt 19,55% des Aufwandes an Aktivbezügen. Als 
Aktivbezüge gelten alle Geldleistungen, von denen ein Pensionsbeitrag zu entrichten ist. Die von den 
Beamten einbehaltenen Pensionsbeiträge sind mit Ausnahme der besonderen Pensionsbeiträge an den 
Bund abzuführen. Nach dem In-Kraft-Treten dieses Bundesgesetzes an die Versicherungsanstalt 
geleistete besondere Pensionsbeiträge und Überweisungsbeiträge sind umgehend in voller Höhe an den 
Bund zu überweisen. Überweisungsbeträge gemäß § 311 ASVG und vergleichbaren 
sozialversicherungsrechtlichen Regelungen sind von der Versicherungsanstalt zu tragen. Die sonstigen 
Zahlungen der Versicherungsanstalt an den Bund sind jeweils am Zehnten jedes Monats fällig. 

(5) Für Beamte nach Abs. 2 gelten 

 1. der II. Teil des Arbeitsverfassungsgesetzes (ArbVG), BGBl. Nr. 22/1974, mit den Maßgaben, 
dass 
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 a) der Betriebsrat gleichzeitig die Funktion des Dienststellenausschusses im Sinne des § 9 des 
Bundes-Personalvertretungsgesetzes, BGBl. Nr. 133/1967, wahrzunehmen hat und 

 b) sie dem Wirkungsbereich des zuständigen Zentralausschusses beim Bundesministerium für 
Finanzen angehören, und 

 2. das ArbeitnehmerInnenschutzgesetz, BGBl. Nr. 450/1994. 

(6) Den Beamten nach Abs. 2 bleiben im Rahmen der das Dienstrecht der Beamten regelnden 
Rechtsvorschriften alle zustehenden Rechte gewahrt. 


